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516 der Beilagen zu den stenographischenProtokollen des Nationalrates (VI.GP .) 

Bericht 
des Justizausschusses 

über die Regierungsvorlage (503 der 'Bei­
lagen): Bundesgesetz, womit das Strafgesetz 
abgeändert und ergänzt wird (Strafgesetz-

novelle 1952). 

Der Nationalrat hat im Dezember 1950 an­
läßlich. der Beratungen des Bundesfinanzgesetzes 
für das Jahr 1951 eine Entschließung folgenden 
Inhaltes angenommen: "Der Bundesminister für 
Justiz wird ersucht, dem Hohen Haus ehestens 
eine Novelle zum Strafgesetzbuch vorzulege"n, 
in der folgende Anregungen zu ·verwirklichen 
sind: 1. Selbstverschuldete Trunkenheit ist nicht 
als Milderungsgrund anzusehen. 2. Eine beson­
dere Strafbestimmung soll jene Fälle erfassen, in 
denen eine Person in trunkenem Zustand eine 
Tätigkeit .ausübt, zu der besondere Aufmerksam­
keit erforderlich ist, um die Gefährdung anderer 

. Personen zu verhüten, oder durch Trunkenheit 
die anderen Straßenbenützer einer Gefahr aus­
setzt." 

Durch die genannte Regierungsvorlage wird 
dem Willen des Parlamentes Rechn.ung getragen, 
indem die bestehenden strafgesetzlichen Maß­
nahmen ergänzt werden, damit in Zukunft die 
Straf justiz in die Lage versetzt wird, einen ent­
sprechenden Beitrag im Kampf gegen den 
Alkoholismus und die Unterlassung der Hilfe­
leistung" nach Verkehrsunfällen zu leisten. Es 

Marianne Pollak, 
B e,ridi tersta-tter. 

handelt sich vor allem darum, daß künftig ein 
selbstverschuldeter Rausch, der die Zurechnungs­
fähigkeit nicht ausschließt, im allgemeinen nicht 
ein strafmildernder, 'sondern ein straferschweren­
der Umstand ist, daß die selbstverschuldete volle 
Berauschung nicht mehr als Schuldausschließungs­
grund zu werten ist und daß vor allem für die 
sogenannte Fahrerflucht gerichtliche Strafen fest­
gesetzt werden. Hinsichtlich der einzelnen Be­
stimmungen wird auf die sehr ausführlichen 
erläuternden. Bemerkungen. der' Regierungsvor< 
lage verwiesen. . . 

Der Justizausschu&'hat sich in seiner Sitzung 
vom 11. März 1952 in Anwesenheit des ßundes­
ministers Dr. T s c h ade k . mit der genannten 
Regierungsvorlage befaßt.. An dem von der 
Bundesregierung vorgelegten Gesetzentwurf 
wurde lediglich eine geringfügige Änderung im 
Art. I Z 4 vorgenommen, die die Formulierung . 
des § 337 li t. C betrifft. 

Auf Grund seiner Beratung stellt der Justiz­
ausschuß den An t rag, der Nationalrat wolle 
dem von der Bundesregierung vorgelegten Ge­
setzentwurf (503 der Beilagen) mit der a n g e- . /' 
sc h I o.s sen e n Ab ä n der u n g die ver­
fassungsmäßige ?ustimmung erteilen. 

Wien, am 11. März 1952. 

Dr. Nemecz, 
Obmann. 
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Abänderung 
zum Gesetzentwurf in 503 der Beilagen. 

Im Art. I Z. 4 wird im neuen § 337 lit c das 
Wort "Verkehrsunfall"durch das Wort "Unfall" 
ersetzt. 
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